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B Festsetzungen durch Planzeichen

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Baugrenze 1 
für Gebäude über Gelände 

zu begrünende Flächen des Baugrundstücks
Fuß- und Radwege in diesen Flächen zulässig

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplan

GR 150 maximal zulässige Grundfläche in Quadratmetern

WA

Öffentliche Straßenverkehrsflächen  

Anzupflanzender Baum

nur Carport zulässigCp

+582,50 maximal zulässige Höheneinstellung 
Oberkante Fertigfußboden in Bauräumen
und Bezugshöhe für max. Höhe Gebäude
Höhensystem DHHN2016

Abstände zum Fahrbahnrand  der
Bundesautobahn A96

vorgeschriebene Firstrichtung

Straßenbegrenzungslinie 
zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, 
z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung 
des Maßes der Nutzung innerhalb eines 
Baugebietes

Private Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung "Parken von Fahrzeugen"

Private Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung "Zufahrt zu Parkflächen, 
Fuß- und Radweg"

PP

PFR

Baugrenze 2 
Umgrenzung von Flächen 
für Stellplätze, Carports, Garagen 

nur Satteldach zulässigSD

nur offener Stellplatz zulässigSt

nur Garage, Carport, offener Stellplatz zulässigGa

Einfahrt / Ausfahrt

D Hinweise durch Planzeichen

Hauptgebäude Bestand im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans5

Nebengebäude Bestand im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans

2
Hauptgebäude Bestand ausserhalb 
Geltungsbereich  des Bebauungsplans

Nebengebäude Bestand ausserhalb 
Geltungsbereich des Bebauungsplans

Bestehende Grundstücksgrenzen

Bestehende Flurnummer388/2

Vorschlag Grundstücksaufteilungen

nur Tiefgarage zulässigTGa

Rampe Tiefgarageneinfahrt

+582,50
Oberkante Einfahrtsniveau in Verkehrsflächen
und Bezugshöhe für max. Höhe Dach Carports 
Höhensystem DHHN2016

Fahrbahnrand Bundesautobahn A96

20 Meter Abstand Fahrbahnrand Bundesautobahn A96

30 Meter Abstand Fahrbahnrand A96

40 Meter Abstand Fahrbahnrand A96

Gemeinde GREIFENBERG
VG Schondorf, Lkr. Landsberg am Lech

Bebauungsplan JÄGERSTEIG - OST

Flur Nr. 386 TF, 386/2, 388, 388/1, 388/2, 388/3, 388/4, 
388/5, 388/6, sowie die Straßenflächen 388/7

Gemarkung Greifenberg

Planfertiger vonMeierMohr Architekten PartG mbB
An der Point 1
86938 Schondorf am Ammersee
Tel. 08192 93399330
Email: helgovonmeier@vonmeiermohr.de

Plandatum 01.04.2022 (Vorentwurf)
24.01.2023 (Entwurf)
09.05.2023

A Festsetzungen durch Text

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Das Baugebiet wird als „allgemeines Wohngebiet“ (WA) gemäß § 4 BauNVO  festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet sind folgende Nutzungen unzulässig:
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen

Zusätzlich sind folgende Nutzung im WA 1, WA2, WA3 und WA4 unzulässig:
- Gastronomie
- Ladengeschäfte

1.2 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO sind auch 
außerhalb der Baugrenzen, nicht jedoch in den festgesetzten Grünflächen, zulässig. Dies gilt auch, 
soweit nicht anders festgesetzt, für Nebenanlagen i. S. des § 14 Abs. 2 BauNVO.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)

2.1 Die maximal zulässige Grundfläche (GR), ist in den Plangebieten WA 1, WA 2, WA 3, WA 4 pro 
Bauraum in der Planzeichnung ausgewiesen.

2.2 Die maximal zulässige Grundfläche (GR) für das Hauptgebäude ist in jedem Bauraum 
ausgewiesen.

Überschreitungen dieser Flächen in den Plangebieten WA 1, WA 2, WA 3, WA 4 durch 
untergeordnete Bauteile, Eingangsüberdachungen, Terrassen, Lichtschächte, und Außentreppen 
von insgesamt maximal 20 qm Grundfläche je Wohneinheit sind zugelassen. Einliegerwohnungen 
(Ziff. 2.4) werden bei der Berechnung dieser Überschreitungen nicht als zusätzliche Wohneinheit 
betrachtet.

Hierbei sind folgende Überschreitungen der Baugrenzen zulässig:

- Überschreitungen der Baugrenzen durch Vordächer vor Hauseingängen bis zu einer Tiefe von 
1,5 m.

- Überschreitung der Baugrenzen durch ebenerdige Terrassen und Wintergärten bis zu einer Tiefe 
von 3,0m.

- Überschreitung der Baugrenzen durch Lichtschächte und Außentreppen bis zu einer Tiefe von 
1,5m.

- Dachüberstände dürfen die Baugrenzen bis max. 0,8m überschreiten und bleiben der der 
Berechnung der Grundfläche (GR) unberücksichtigt.

2.3 Die zulässige Grundfläche darf durch Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem 
Höchstwert von GRZ 0,8 je Baugrundstück überschritten werden.

Nebenanlagen für Strom-, Gas- und Wasserversorgung, Glasfaser-, Telefon- und 
Abwasserbeseitigung:
Diese sind zugelassen, auch wenn hierfür keine besonderen Flächen ausgewiesen sind. 
Versorgungsleitung des Nieder- und Mittelspannungsnetzes sind unterirdisch zu führen. Die 
Aufstellung von Stromverteilerkästen hat auf den Baugrundstücken zu erfolgen

2.4 Haustypen:

Plangebiet WA 1
Maximal 2 Vollgeschosse und ein Staffelgeschoss (kein Vollgeschoss).
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,50m für EG + 1.OG.
Das Staffelgeschoss muss vom Schnittpunkt der Außenwand zur Attika oder Wand- oder 
Brüstungsabschluss an allen Gebäudeseiten mindestens 1,0 m horizontalen Abstand zurückversetzt 
sein.
Staffelgeschoss Wandhöhe maximal 9,20m
Firsthöhe maximal 10,20m

Dachneigung 0° bis 35°
Satteldach, Walmdach, Zeltdach, Flachdach
Nur Einzelhäuser in offener Bauweise zulässig

Einzelhäuser als Geschosswohnungsbau

Stellplätze: 
3 Stellplätze je Wohnung über 65 qm Wohnfläche und 1 Stellplatz für Wohnungen bis 65 qm 
Wohnfläche

Plangebiet WA 2
Maximal 2 Vollgeschosse
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,50 m
Dachneigung 15° bis 35°
Satteldach
Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser in offener Bauweise zulässig

Je Einzelhaus und je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit

Stellplätze: 
2 Stellplätze je Wohneinheit

Plangebiet WA 3
Maximal 2 Vollgeschosse
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,50 m
Dachneigung 15° bis 35°
Satteldach
Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig

Je Einzelhaus und je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit
und eine Einliegerwohnung mit max. 65 m2 Wohnfläche

Stellplätze: 
3 Stellplätze je Wohneinheit und 1 Stellplatz je Einliegerwohnung 
Stellplätze sind nur in Carports zulässig

Plangebiet WA 4
Maximal 2 Vollgeschosse
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,50 m
Dachneigung 15° bis 35°
Satteldach
Nur Einzelhaus zulässig

Je Einzelhaus maximal eine Wohneinheit und eine Einliegerwohnung mit max. 90 m2 Wohnfläche

Stellplätze: 
3 Stellplätze je Wohneinheit und 2 Stellplatz je Einliegerwohnung
Stellplätze sind nur in Carports zulässig

Die traufseitigen Wandhöhen werden gemessen von der Höhe des Fertigfußbodens Erdgeschoss 
(FFB EG) bis zum Schnittpunkt der Dachhaut mit der Außenkante Außenwand

Die Höhe des FFB EG ist in jedem Bauraum als Maximalhöhe nach DHHN2016 ausgewiesen. Von 
dieser Höheneinstellung kann maximal je 0,20 m nach oben oder unten abgewichen werden.

3 Bauweise und Abstandsflächen

3.1 Im gesamten Baugebiet ist offene Bauweise zulässig.

3.2 Für die Bemessung der Abstandsflächen gelten uneingeschränkt die Bestimmungen des Art. 6 
BayBO. Sollte die Gemeinde eine Satzung über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe 
erlassen, ist für die Bemessung der Abstandsflächen diese Satzung zu beachten.

4 Bauliche Gestaltung

4.1 Geländeveränderungen

Die Höhenlage des Geländes an den jeweiligen Bauräumen ist entsprechend der in den Bauräumen 
ausgewiesenen Höhen der OK FFB herzustellen. Geländeveränderungen nach oben und unten zu 
diesem Höhenniveau und zum natürlichen Gelände sind bis zu 0,50 m zulässig.

Hangstützwände sind bis zu einer sichtbaren Höhe von max. 0,50 m zulässig.

4.2 Fassaden

Hausfassaden sind als glatte Putzfassaden in Weiß oder hellen Erdtönen herzustellen oder mit Holz 
zu verkleiden. Holzverkleidungen von Fassade und Giebel sowie Holzhäuser sind zulässig.

Geschlossene Fassadenoberflächen sind nur aus nicht reflektierendem Material oder Glas zulässig. 
Verspiegelte Glasfassaden sind nicht zulässig.

4.3 Hausformen, Dachform, Dachneigung, Dachausbildung

Aneinander gebaute Gebäude und aneinander gebaute Nebengebäude sind bezüglich Höhe und 
Dachneigung je Baukörper einheitlich zu gestalten. Rücksprünge von Außenwänden unterhalb des 
Daches bei gleicher Dachneigung sind zulässig. Die Firstrichtung ist in den Bauräumen festgesetzt.

Die zulässigen Dachneigungen und Dachformen sind Ziff. 2.4 „Haustypen“ zu entnehmen. Negative 
Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

4.4 Für Dachgauben gilt folgendes:

Zur Belichtung der Dachbereiche sind Firstverglasungen, Oberlichter und Dachflächenfenster 
zulässig.

Dachgauben sind nach Maßgabe abstandsflächenrechtlicher Bestimmungen der BayBO allgemein 
zulässig. Beim Bau mehrerer Gauben auf einer Dachfläche sind diese auf einer Höhe, in gleicher 
Größe und Gestaltung sowie in gleichem Abstand untereinander zu errichten. Die Dachform der 
Dachgauben kann als Satteldach mit max. Dachneigung 35° oder als Schleppgaube mit minimaler 
Dachneigung 15° ausgeführt werden.

Die maximale Breite von Dachgauben oder Zwerchgiebeln darf je Dachseite in Summe maximal 1/3 
der Gebäudebreite ergeben.

Der First der Gauben muss mind. 0,8 m unter dem First des Hauptdaches angeordnet sein.

4.5 Dacheindeckung

Für die Dachdeckung werden Dachplatten oder Dachpfannen in rot, grau oder anthrazit festgesetzt. 
Die Eindeckung von Doppelhäusern und Reihenhäusern hat einheitlich zu erfolgen.

Photovoltaikanlagen müssen in der gleichen Neigung der Dachflächen in die Dachflächen integriert 
oder in dieser gleichen Neigung aufgesetzt werden 

4.6 Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen zur alternativen Energiegewinnung dürfen nur auf den 
Dach- und Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden angebracht werden.

7 Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nicht zugelassen.

8 Schallschutz, Immissionsschutz 

(1) An Gebäuden mit Überschreitung der Orientierungswerte nach DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ sind schutzbedürftige Räume durch Grundrissgestaltung so anzuordnen, dass sich zu 
Lüftungszwecken notwendige Fenster an den lärmabgewandten (leisen) Fassaden befinden. 
Ausnahmsweise kann von der Grundrissgestaltung abgesehen werden, wenn der Nachweis erbracht 
wird, dass eine Grundrissorientierung nicht möglich ist und ausreichender Schallschutz gewährleistet 
wird.

(2) Die Kombination aller Außenbauteile (Wand, Fenster sowie Fensterzusatzeinrichtungen) des zu 
betrachtenden Raums muss ein bestimmtes gesamtes bewertetes BauSchalldämm-Maß R’ w,ges 
nach DIN 4109-1, Abschnitt 7.1 (Fassung vom Januar 2018) abhängig vom vorherrschenden 
Außenlärmpegel (s. folgende Abbildung) erfüllen.

(3) Die Ausführung der Fenster in Richtung Norden muss mindestens der Schallschutzklasse 4 
entsprechen.

(4) Fensterzusatzeinrichtungen wie Rolladenkästen sind so auszuführen, dass diese in Kombination 
mit der Wand und dem Fenster die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße 
R’ w,ges weiterhin einhalten.

(5) Für zum Schlafen nutzbare Räume mit Pegeln von nachts größer 50 dB(A) ist ein 
schallgedämmtes Belüftungskonzept vorzusehen (s. Schalltechnische Untersuchung 
ACB-0622-226172/02/rev1 vom 22.05.2023, Accon GmbH, Gewerbering 5, 86926 Greifenberg)

5 Garagen, Tiefgaragen, Stellplätze, Zufahrten, Lagerflächen

5.1 Für jede Wohneinheit und Einliegerwohnung sind die erforderlichen Stellplätze in Tiefgaragen, 
Garagen, auf offenen Stellplätzen oder in Carports nach der in Ziff. 2.4 „Haustypen“ genannten 
Anzahl und der in der durch Planzeichen festgelegten Art und Lage nachzuweisen.

5.2 Tiefgaragen
Im WA1 ist eine Tiefgarage zu erstellen. 
Bei einer Erdüberdeckung der Tiefgarage von mindestens 0,70m kann bei der Berechnung der 
Ermittlung der Grundflächen nach §19 Abs. 4 Satz 1 Nr.3 die Fläche der Tiefgarage ohne Rampe 
unberücksichtigt bleiben.

5.3 Garagengestaltung
Garagen im WA 2 sind mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 15°-25° oder einem 
begrünten Dach und einer Dachneigung von 0° bis 15° zu versehen.

5.4 Carportgestaltung (für alle Plangebiete)
Carports sind im WA2, WA3 und WA4 sind mit begrüntem Flachdach auszuführen oder können mit 
flach auf der Dachfläche liegenden Solaranlagen belegt werden. Aneinander gebaute Carports sind 
mit gleicher Dachform auszuführen. Die Höhe Einfahrt ist entsprechend der in der Planzeichnung 
dargestellten Bezugshöhe auszuführen. Die Höhe der oberen Dachhaut darf maximal 2,75m über 
der Einfahrtshöhe erstellt werden. 

Die gegenüber der Einfahrtsseite liegende Wand eines jeden Carports ist geschlossen blickdicht 
auszuführen. Alle Carports sind zudem mindestens auf zwei Seiten vollständig und dauerhaft offen 
auszuführen, wenn diese alleine stehen. Bei aneinander gebauten Carports darf die Längsseite zum 
anschließenden Carport und die Einfahrtsseite nicht geschlossen werden.

6 Grünordnung

6.1 Allgemeine Festsetzungen
Die in der Planzeichnung oder den Textfestsetzungen vorgeschriebenen
Gehölzpflanzungen sind bis spätestens 1 Jahr nach Herstellung der
Wohnhäuser zu pflanzen. Die Gehölze sind zu erhalten, im
Wuchs zu fördern und zu pflegen. Bei Ausfall ist artgleich nach zu
pflanzen. Alle anderen Grünflächen sind unmittelbar nach Bezugsfertigkeit
der jeweiligen Gebäude herzustellen.
In allen Plangebieten ist pro 200 qm Grundstücksfläche ein heimischer
standortgerechter Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und zu unterhalten.
Baumpflanzungen auf den privaten Grünflächen haben in der Qualität
Hochstamm (H) dreimal verpflanzt (3xv) mit Ballen (mB), Stammumfang 18
bis 20 cm (STU 18/20). Sträucher sind in folgender Qualität zu pflanzen: 2
xv, Höhe 60-100 cm.

6.2 Einfriedungen an der Straßenfront
Als Einfriedung an der Straßenfront sind nur Holzzäune, Metallkonstruktionen und lebende Hecken 
aus bodenständigen Gewächsen zugelassen. Drahtzäune, auch solche mit Plastiküberzug, sind nur 
zulässig, soweit sie mit einer Bepflanzung versehen werden und der Plastiküberzug nicht auffällig ist. 
Die Verwendung von Stacheldraht ist untersagt. Einfriedungen dürfen nicht als geschlossene Wände 
ausgeführt werden. Soweit zur Stützung von Einfriedungen an der Straßenfront Betonsäulen oder 
Metallkonstruktionen verwendet werden, ist der Zaun so anzubringen, dass er die Stützen nach 
außen hin verdeckt. Beton- und Steinsockel sind nur zulässig, wenn sie von beiden Seiten bündig 
zum Gelände eingebaut werden. Einfriedungen dürfen nicht mit Matten bespannt und mit 
Kunststoffplatten oder ähnlichem Material verkleidet werden. Für Einfriedungen dürfen keine grellen 
Farben verwendet werden; auch ein mehrfarbiger Anstrich ist unzulässig. Zäune dürfen zudem an 
der Straßenfront eine Gesamthöhe von 1,10 m, gemessen von der Geländehöhe am Fahrbandrand 
oder, sofern vorhanden, am Gehwegrand, nicht überschreiten. Zur Durchlässigkeit für Kleintiere sind 
bei Einfriedungen zehn Zentimeter Bodenfreiheit einzuhalten.

Lebende Hecken und andere natürliche Einfriedungen dürfen nur in einem Abstand von mindestens 
50 cm, sofern sie eine Höhe von 2,00 m nicht überschreiten, im übrigen 2,00 m von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen gepflanzt und unterhalten werden

In den als zu begrünenden Flächen festgesetzten Bereichen sind Hauszugänge und Nebenanlagen 
allgemein zulässig.

9 Ver- und Entsorgungsleitungen

Elektrizität-, Glasfaser- und Fernmeldeeinrichtungen

Sämtliche Leitungen und Kabeltrassen innerhalb des Bebauungsplangebiets sind unterirdisch zu 
verlegen.

10 Grundwasser und Abwasserentsorgung

Grundwasser

Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in den öffentlichen Schmutz-/Mischwasserkanal 
ist nicht zulässig.

Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen müssen Keller oder sonstige unterhalb des 
anstehenden Geländes liegende Räume müssen wasserdicht (z.B. weiße Wanne) und 
auftriebssicher hergestellt werden bzw. die Nutzung des Kellergeschosses entsprechend 
anzupassen.

Abwasserentsorgung

Im Bereich des geplanten Bebauungsplans ist die Entwässerung im Mischsystem vorgesehen. Die 
Errichtung und Ableitung von Drainagen ist nicht zulässig.

Niederschlagswasser

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit dem weder 
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest nach Arbeitsblatt 
DWA-A 138, Anhang B, exemplarisch an repräsentativen Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen.

Sollten die Untergrundverhältnisse eine oberflächennahe Versickerung nicht oder nicht 
flächendeckend zulassen, sind in Abhängigkeit der angeschlossenen versiegelten Flächen, vor 

Einleitung des unverschmutzten Regenwassers in den Mischkanal 2 m³ Rückhaltevolumen je 100 m² 
versiegelter Fläche bei einem Drosselabfluss von 1 l/s vorzuschalten.

Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene Oberbodenschicht flächenhaft zu 
versickern.

Unterirdische Versickerungsanlagen wie Rigolen, Sickerrohre oder –schächte sind nur zulässig, 
wenn eine flächenhafte Versickerung nicht möglich ist und eine entsprechende Vorreinigung erfolgt. 
Retentionszisternen sind gegen rückstauendes Abwasser aus dem Mischwasserkanal zu sichern. 
Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauchwasser (z.B. zur 
Gartenbewässerung) wird hingewiesen.

Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind die Grundsätze der Regenwasserbewirtschaftung in 
Siedlungen gem. ATV-DVWK Arbeitsblatt A 102 zu beachten.

 
11 Klima-/ Umweltschutz

Zur Erleichterung des späteren Einsatzes von erneuerbaren Energien, wie Solar- oder 
Fotovoltaikanlagen, sind bei der Errichtung von Gebäuden bereits die Anschlussmöglichkeiten für 
diese Einrichtungen vorzusehen (z.B. durch die Verlegung von Leerrohren).

Abbildung: Lärmpegelbereiche und maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-1.2016-07

Verfahrensvermerke

1. Der Gemeinderat der Gemeinde Greifenberg hat in der Sitzung vom 11.11.2019 die 
Aufstellung des Bebauungsplans „Jägersteig-Ost“ beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am 12.12.2019 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 01.04.2022 wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 1 i.V.m. § 13a BauGB in der Zeit vom 19.04.2022 bis 
19.05.2022 öffentlich ausgelegt, sowie die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 27.04.2022 bis 
27.05.2022 beteiligt.

3. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 24.01.2023 wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 13a BauGB in der Zeit vom 10.02.2023 bis 
10.03.2023 öffentlich ausgelegt, sowie die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.

4. Die Gemeinde Greifenberg hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 09.05.2023 
den Bebauungsplan „Jägersteig-Ost“ in der Fassung vom 09.05.2023 gemäß 
§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Greifenberg, den .......................................

(Siegel) ...................................................................
Erster Bürgermeisterin Patricia Müller

5. Ausgefertigt

Greifenberg, den .......................................

(Siegel) ...................................................................
Erste Bürgermeisterin Patricia Müller

6. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am ………………… gemäß 
§ 10 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der 
Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über 
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in 
Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Greifenberg, den .......................................

(Siegel) ...................................................................
Erste Bürgermeisterin Patricia Müller

C Hinweise durch Text

1 Grundwasser
Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätzlich dem 
jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hang- und 
Schichtenwasser sichern muss.
Zur Beschreibung der Grundwasser- / Untergrundsituation sind in der Regel Bohrungen / 
Erdaufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, die mehrere Grundwasserstockwerke durchteufen oder 
die artesisch gespanntes Grundwasser erschließen, ist vor Bohrbeginn ist ein wasserrechtliches 
Verfahren durchzuführen.
Um negative Einflüsse auf das Grundwasser ausschließen zu können, hat der Bauherr einen 
fachlich qualifizierten Nachweis über die quantitativen und qualitativen Einflüsse auf das 
Grundwasser während der Bauphase und im Endzustand zu erbringen (z. B. hydrogeologisches 
Gutachten). Für entsprechende Maßnahmen sind regelmäßig wasserrechtliche Genehmigungen bei 
der Kreisverwaltungsbehörde einzuholen.
Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser eingreifen (z.B. 
Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Gründungspfählen oder 
Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit der 
Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt 
aufzunehmen.

2 Bodenversiegelung
Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. 

3 Energieversorgung / Klimaschutz
Es wird empfohlen:
- zur Wärme- und Warmwasserversorgung regenerative Energie zu verwenden oder Solaranlagen 
zu errichten.
- das anfallende Regenwasser zur Bewässerung der Freiflächen zu sammeln (Zisterne) und/oder als 
Brauchwasser zu nutzen.
- Dachflächen zur Energiegewinnung zu nutzen

4 Altlasten und Bodenschutz
Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die 
auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich die zuständige 
Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 
1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).
Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und 
Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter Unterboden 
sind möglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu verwerten. Es wird empfohlen, hierfür von 
einem geeigneten Fachbüro ein Verwertungskonzept erstellen zu lassen
Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu schonen, getrennt abzutragen, 
fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und möglichst wieder seiner Nutzung 
zuzuführen.
Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen 
Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 
19731 zu berücksichtigen.
Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden- und Witterungsverhältnissen möglichst zu 
vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 zu treffen.
Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden, sind die Anforderung des § 12 BBodSchV 
einzuhalten.

5 Baueingaben
Die nach diesem Bebauungsplan festgesetzten Bepflanzungen, Freiflächenbefestigungen, 
Fahrflächen, Terrassen, Einfriedungen und sonstigen Nebenanlagen sind in einem 
Freiflächengestaltungsplan nachzuweisen und bis spätestens in einem Jahr nach Bezugsfertigkeit 
durchzuführen. Mit den Eingabeplänen sind ein Stellplatznachweis sowie genaue Höhenpläne 
vorzulegen, aus denen die Höhenfestlegung der Gebäude hervorgeht.
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